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Für ihre Diplomarbeit  „Altersarmut 
in Nürnberg“ hat die angehende Sozial-
wissenschaftlerin Anja Reuther im Nürn-
berger Statistikamt in Zusammenarbeit 
mit dem Sozialamt  Daten über die so-
zialversicherungspflichtig Beschäftigten, 
über die SGB-II-Leistungsbezieher/-
innen und über die Grundsicherung im 
Alter in Nürnberg analysiert. Selbstver-
ständlich geschah dies innerhalb der 
abgeschotteten Statistikstelle mit beson-
derer Verpflichtung auf Datenschutz und 
Wahrung des Statistikgeheimnisses. In 
diesem Monatsbericht werden ausge-
wählte Ergebnisse vorgestellt.

Von der Sozialhilfe zur Grundsiche-
rung

Im Zuge der Arbeitsmarktreform trat 
am 1. Januar 2003 das ‚Vierte Gesetz für 
moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt‘ in Kraft. Das Kernstück dieses als 
‚Hartz IV‘ bekannten Reformgesetzes 
war die Einführung des SGB II ‚Grund-
sicherung für Arbeitsuchende‘ am 1. Ja-
nuar 2005 für erwerbsfähige Hilfebedürf-
tige im Alter von 15 bis 64 Jahren, also 
die Zusammenlegung von Arbeitslosen-
hilfe und Sozialhilfe für diese Gruppe. 
Damit war auch eine Neuordnung des 
Sozialhilferechts erforderlich. Am 1. Ja-
nuar 2003 trat das ‚Gesetz über eine be-
darfsorientierte Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung‘ (GSiG) für 
Ältere ab 65 Jahren und dauerhaft voll 
erwerbsgeminderte Personen von 18 
bis 64 Jahren in Kraft. Damit wurde das 
Ziel verfolgt, den grundlegenden Bedarf 
für den Lebensunterhalt sicherzustellen 
und ‚verschämte Armut‘ zu vermindern. 
Am 1. Januar 2005 wurde das SGB XII 
eingeführt, wobei die ‚Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung‘ als 
Viertes Kapitel in das SGB XII (Sozialhil-
fe) integriert wurde.

Armut bei älteren Erwerbssuchenden 
– Armut im Alter

Wer bereits während seiner Arbeits-
phase niedrige versicherungs- und bei-

der Empfänger von Grundsicherung im 
Alter (Sozialhilfe) herangezogen. Ein er-
höhtes Risiko hinsichtlich einer späteren 
Altersarmut kann für Personen im Alter 
von 50 bis 64 Jahren angenommen wer-
den, wenn sie länger als fünf Jahre im 
SGB-II-Leistungsbezug sind. Für diese 
Personengruppe wurden in der Analyse 
Risikofaktoren identifiziert.

Eckdaten zur Grundsicherung im Al-
ter nach SGB XII

Zum Stichtag 31.12.2010 erhielten 
in Nürnberg 4 623 Personen ab 65 Jah-
ren Grundsicherung im Alter, rund 15 % 
mehr als noch fünf Jahre zuvor. Damit 
waren am Jahresende 2010 4,5 % der 
Bevölkerungsgruppe ab 65 Jahren auf 
Grundsicherung im Alter angewiesen 
(sog. Empfängerquote). Im Vergleich zu 
Bayern bzw. Gesamtdeutschland hatte 
Nürnberg eine höhere Empfängerquote, 
die zudem seit 2008 leicht angestiegen 
ist (vgl. Abbildung). Alle 4 623 Leistungs-
empfänger am 31.12.2010 erhielten 
diese Leistung außerhalb von Einrich-
tungen. Zwar nahmen absolut gesehen 
deutlich mehr Frauen als Männer die 
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tragspflichtige Arbeitseinkommen erzielt 
bzw. von relativer Armut betroffen ist, 
wird im Alter eine geringe individuel-
le Rente erhalten (Äquivalenzprinzip). 
Jemand, der sein ganzes Leben gear-
beitet hat, kann somit trotzdem im Alter 
auf finanzielle Hilfen angewiesen sein. 
Die Risikofaktoren für Altersarmut sind 
vielfältig. Wesentliche Gründe sind die 
Strukturveränderungen auf dem Arbeits-
markt sowie die kontinuierlichen Renten-
niveauabsenkungen durch die zahlrei-
chen Rentenreformen. Eine besondere 
Gefahr geht von diskontinuierlichen Er-
werbsbiographien aus, die z.B. durch 
prekäre Beschäftigung, (gescheiterte) 
Selbstständigkeit und lange Phasen der 
Arbeitslosigkeit geprägt sind.

Ein in der Armuts- und Sozialbericht-
erstattung häufig verwendeter Indikator 
zur Bestimmung des Armutsumfangs 
ist der Sozialhilfebezug, der als quasi-
offizielle, politisch definierte Armutsgren-
ze gemäß SGB XII ein soziokulturelles 
Existenzminimum bezeichnet. Demnach 
soll mit der Sozialhilfe über die physische 
Existenzsicherung hinaus ein Leben in 
Würde und die Teilhabe am gesellschaft-
lichen Leben ermöglicht werden. 

Deshalb wurde hier als Indikator für 
die Altersarmut in Nürnberg die Anzahl 

1 Betreuung: Dr. Wittenberg/FAU
2 Betreuung: G. Hopfengärtner 

Abb.1: Entwicklung der Empfänger von Grundsicherung im Alter in
Nürnberg seit 2006
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2012 2011 2012 2011 2012 2011

...für Deutschland 111,5 109,2 112,3 109,8 112,6 110,3 
Veränderung zum         
- Vormonat (%) -0,4 -0,4 0,7 0,5 0,3 0,5 
- Vorjahresmonat (%) 2,1 2,0 2,3 2,1 2,1 2,1 

...für Bayern 112,3 109,8 113,3 110,4 113,4 110,9 
Veränderung zum         
- Vormonat (%) -0,4 -0,3 0,9 0,5 0,1 0,5 
- Vorjahresmonat (%) 2,3 2,0 2,6 2,1 2,3 2,1 
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Quelle: Statistisches Bundesamt und Bayerisches Landesamt für Statistik und 
Datenverarbeitung
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Grundsicherung im Alter in Anspruch 
(2 804 / 1 819), die tatsächlichen ge-
schlechtsspezifischen Empfängerquoten 
von Frauen (4,6 %) und Männern (4,3 %) 
unterschieden sich hingegen nur gering-
fügig. Dies ist ein auffälliges Ergebnis, 
da beispielsweise laut Rentenversiche-
rungsbericht 2011 der durchschnittliche 
monatliche Zahlbetrag für Versicherten-
renten an Frauen am 1. Juli 2010 mit 
544 Euro deutlich geringer ausfiel als für 
Männer mit 977 Euro, und man deshalb 
annehmen müsste, dass bei Frauen die 
Rente wesentlich häufiger durch Grund-
sicherung „aufgestockt“ werden müsste 
als bei Männern. 

Ausländer waren am Jahresende 
2010 absolut gesehen etwas häufiger 
auf Grundsicherung im Alter angewie-
sen als Deutsche (2 425 / 2 198). Die 
Betrachtung der gruppenspezifischen 
Empfängerquoten zeigt hingegen eine 
deutlichere Spreizung. Unter der auslän-
dischen Bevölkerung war die Empfän-
gerquote mit 28,7 % mehr als zwölfmal 
so hoch wie unter der deutschen Bevöl-
kerung mit 2,3 %. Gründe hierfür dürften 
ein niedrigeres Lohnniveau für Auslän-
der, ein höheres Arbeitslosigkeitsrisiko 
sowie insgesamt kürzere Versicherungs-
zeiten in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung sein. Ein wichtiges Ergebnis der 
Analyse ist, dass die Empfängerquote 
ausländischer Frauen mit 34,8 % am 
höchsten lag und damit erheblich über 
der Empfängerquote nicht-deutscher 
Männer mit 23,0 %. Demgegenüber un-
terschieden sich die Empfängerquoten 
deutscher Männer und Frauen kaum und 
lagen mit 2,2 % bzw. 2,4 % auf einem 
deutlich niedrigeren Niveau.

Nettobedarf seit 2007 gestiegen

Der durchschnittliche monatliche 
Bruttobedarf der über 65-Jährigen be-
trug nach den Regeln der Grundsiche-
rung am 31.12.2010 rund 686 Euro (im 
Vergleich zum 31.12.2007: +6,2 %). 
Davon entfiel knapp die Hälfte auf den 
Regelsatz von 342 Euro (+4 %) und 
295 Euro auf die Kosten für Unterkunft 
und Heizung (+8,9 %). Auf diesen Brut-
tobedarf werden andere Einkommen 

angerechnet, im Durchschnitt 222 Euro 
(+9,9 %). Daraus ergab sich ein Netto-
bedarf und somit ein durchschnittlicher 
Grundsicherungsanspruch von rund 464 
Euro. Seit 2007 ist dieser Nettobedarf 
um 4,5 % gestiegen.

Etwa ein Drittel (31,2 %) der Grundsi-
cherungsempfänger ab 65 Jahren hatte 
am Jahresende 2010 gar kein anrechen-
bares Einkommen. Selbst eine Alters-
rente konnte nur bei etwas mehr als der 
Hälfte der Empfänger (51,3 %) ange-
rechnet werden. Diese war mit durch-
schnittlich 162 Euro zudem noch sehr 
niedrig. Bei 22,5 % konnten sonstige 
Einkünfte (Ø 30 Euro) und bei 7,3 % Hin-
terbliebenenrenten (Ø 20 Euro) berück-
sichtigt werden. Mehrfachnennungen je 
Person waren möglich. Diese Aufteilung 
zeigt, dass die Empfänger von Grundsi-
cherung im Alter nur sehr geringe Ren-
tenanwartschaften bzw. wenige andere 
Einkommensarten zur Absicherung im 
Alter während ihres Erwerbslebens auf-
bauen konnten. 

Eckdaten zum Langzeitleistungsbe-
zug nach SGB II (> 5 Jahre) der 50- bis 
64-Jährigen

Am Jahresende 2010 bezogen in 
Nürnberg 6 132 Personen von 50 bis 64 
Jahren SGB-II-Leistungen (SGB-II-Quo-
te: 6,6 %). Die Empfängerquoten von 
Ausländern und Deutschen unterschie-
den sich deutlich (17 % ggü. 4,4 %), 
während die Empfängerquoten von Män-
nern und Frauen analog zu den SGB XII-
Empfängerquoten kaum voneinander 
abwichen (6,5 % ggü. 6,7 %). Mehr als 
drei Viertel (77 %) der Langzeitleistungs-
empfänger hatten keine abgeschlossene 
Berufsausbildung; überdurchschnittlich 
häufig war dies bei Frauen der Fall.

Risikofaktoren für einen Langzeitleis-
tungsbezug im SGB II 

Eine lang anhaltende Bedürftigkeit ist 
eine der zentralen Ursachen für Armut 
an sich und somit auch für Altersarmut. 
In der Altersgruppe der 50- bis 64-Jähri-
gen sind die Phasen des SGB II-Bezugs 
länger als in anderen Altersgruppen. Das 
Risiko eines Langzeitleistungsbezugs 

(SGB II) von Personen ohne deutsche 
Staatsangehörigkeit war diesbezüglich 
um rund 46 % höher als von Deutschen 
- Frauen hatten ein um beinahe 25 % 
höheres Risiko als Männer. Personen 
ohne abgeschlossene Berufsausbildung 
hatten gegenüber Personen mit einer 
Berufsausbildung ebenfalls ein höheres 
Risiko hinsichtlich eines Langzeitleis-
tungsbezugs.

Fazit: Der Zusammenhang ist offen-
sichtlich

Ein zentrales Ergebnis der Analyse 
im Projekt ist, dass Frauen, Ausländer 
und Personen ohne Berufsausbildung 
ein erhöhtes Risiko für einen Langzeit-
leistungsbezug im SGB II und eben 
auch für eine spätere Altersarmut haben. 
Gut 1 300 Personen der Langzeitleis-
tungsempfänger (22,4 %) wiesen am 
31.12.2010 alle drei dieser Personen-
merkmale auf und sind demnach beson-
ders von Altersarmut bedroht.

Weiterhin zeigt sich, dass in zahlrei-
chen statistischen Bezirken mit über-
durchschnittlich hohem Anteil an 50- bis 
64-jährigen SGB-II-Langzeitleistungs-
empfängern meistens auch die Bezugs-
quoten von Grundsicherung im Alter 
überdurchschnittlich hoch sind. Häufig ist 
in diesen statistischen Bezirken die ab-
solute Anzahl ausländischer Empfänger 
von Grundsicherung für Arbeitsuchende 
bzw. Grundsicherung im Alter höher als 
die der deutschen Leistungsempfänger 
(vgl. Karten).

Demographie bewirkt mehr Altersar-
mut

Allein durch den demographischen 
Wandel ist in den kommenden Jahren 
zu erwarten, dass die Empfängerzahlen 
von Grundsicherung im Alter ansteigen 
werden. Unter der Annahme einer kon-
stanten Empfängerquote von Grundsi-
cherung im Alter (31.12.2010: 4,5 %) 
wird aufgrund der Bevölkerungsprogno-
se für die ab 65-Jährigen die Anzahl der 
Leistungsempfänger bis zum Jahr 2015 
auf knapp 4 800 Personen ansteigen.
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